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vorwort/inhalt

Dass wir Das Licht anknipsen können, sobald es dun-
kel wird, uns schnell das Essen warm machen oder ein Getränk
kühlstellen können: Daran haben wir uns längst gewöhnt. Doch
wenn Menschen auf einmal im Dunkeln sitzen oder ihr herd
kalt bleibt, weil ihnen der strom abgestellt worden ist, wird
deutlich, wie existenziell die stromversorgung für uns alle ist.
Eine Befragung der Klient(inn)en der allgemeinen sozialbera-
tungsstellen der caritas im Jahr 2012 zeigte, dass knapp acht
Prozent von ihnen in den zwölf Monaten davor eine solche
stromsperre angedroht wurde. Ein wesentlicher Grund dafür,
dass die stromrechnung gerade von Grundsicherungsempfän-
ger(inne)n nicht mehr bezahlt werden kann, liegt auf der hand:
Das Budget im regelbedarf für strom ist zu knapp bemessen.
Dies bestätigt auch die neue Untersuchung des Deutschen
caritasverbandes (DcV) von rund 80.000 einkommensarmen
haushalten, die im Projekt stromspar-check beraten worden
sind: arbeitslosengeld-ii-Empfänger(innen) brauchen aktuell
27 Prozent mehr für strom. Erstmals hat der DcV ermittelt,
was für einen stromverbrauch aLG-ii-Empfänger(innen) tat-
sächlich haben. andere studien ziehen zum Vergleich haus -
halte mit niedrigen oder durchschnittlichen Einkommen heran.
Ergebnis der caritas: Grundsicherungsempfänger(innen)
haben einen höheren  stromverbrauch, weil sie mangels oder
wegen eingeschränkter Erwerbstätigkeit viel mehr Zeit zu
hause verbringen. Und: Energiesparende Geräte können sie
sich nicht leisten.

Der DcV setzt sich daher dafür ein, dass jede(r) Grundsi-
cherungsempfänger(in) sich die Menge an strom leisten kann,
die ein(e) durchschnittliche(r) aLG-ii-Empfänger(in) ver-
braucht. Das vom DcV errechnete Budget für strom muss

daher aktuell und in den kom-
menden Jahren jährlich in vol-
ler höhe an den tatsächlichen
strompreis angeglichen wer-
den. 

Doch mehr Geld für strom
alleine löst das Problem „Ener-
giearmut“ nicht. Das wissen
und die ausstattung, um ener-
gie- und damit auch kostenspa-
rend sowie umweltgerecht leben zu können, muss auch 
Menschen mit wenig Geld zugänglich sein. Die Energiespar -
beratung, wie sie im stromspar-check erfolgreich durchgeführt
wird, muss überall geleistet werden.  wünschenswert ist, dass
auch die Mietwohnungen, in denen arme Menschen wohnen,
energetisch saniert werden. Von den Energieeinsparungen pro-
fitiert auch das Jobcenter. Und dennoch: Für arme haushalte
hat die sanierung ein dickes Ende, wenn die Miete steigt und
das Jobcenter sich weigert, die Mieterhöhungen zu überneh-
men. Dann bleibt nur, umzuziehen in eine noch nicht sanierte
wohnung oder die Mieterhöhung aus dem knappen regelbe-
darf zu finanzieren. Daher müssen die Jobcenter diese Mieter-
höhungen, Folge einer umweltpolitisch erwünschten Energie-
politik,  übernehmen. Und auch bei drohenden stromsperren
müssen alle Beteiligten gemeinsam sicherstellen, dass trotz
schulden der strom weiter aus der Dose kommt – zumindest
mit einem Prepaid-Zähler. Nur mit einem ganzen strauß an
Maßnahmen wird es uns gelingen, diese Menschen buchstäb-
lich aus dem Dunkeln wieder ans Licht zu holen. 

Peter Neher
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eckpunkte

EiNE aUsrEichENDE Grundversorgung mit haushalts-
energie wie strom, Gas und heizenergie gehört zum Existenzmi-
nimum eines Menschen. sie ist notwendig, damit wohnungen tat-
sächlich bewohnbar sind und die teilhabe am Leben in der
Gesellschaft möglich ist. Da die Energiepreise bereits seit vielen
Jahren kontinuierlich gestiegen sind und mittelfristig mit weite-
ren Preissteigerungen zu rechnen ist, ist das Problem Energie -
armut akut. Energiearmut wird durch die wechselwirkung einer
Vielzahl von Faktoren bestimmt. sie droht auch, wenn ein gerin-
ges Einkommen und niedrige Energieeffizienz elektrischer
Geräte zusammentreffen.1

Die Einsparung von Energie, die Verminderung von cO2-
Emissionen und eine Energieversorgung, die auf den ausbau
regenerativer Energien setzt, unterstützt der Deutsche caritas-
verband (DcV) ausdrücklich. Mit seinem Projekt stromspar-
check, in dem er Menschen mit geringem Einkommen in ihrem
haushalt berät, wie Energie eingespart werden kann, leistet auch
er einen Beitrag zur ressourcenschonung. Die Energiewende
muss jedoch sozial gerecht ausgestaltet werden. insbesondere bei
Menschen mit niedrigem Einkommen können Preissteigerungen
zur Bedarfsunterdeckung führen oder auflaufende Energieschul-
den verursachen. Es ist aufgabe des staates und der Gesellschaft,
auch bedürftigen Menschen eine ausreichende Grundversorgung
mit Energie zu gewährleisten. Der Deutsche caritasverband for-
dert daher ein Bündel von Maßnahmen, um Energiearmut, ins-
besondere der unzureichenden Versorgung mit strom, zu begeg-
nen beziehungsweise vorzubeugen.

I. Strombedarfe von Menschen, die Grundsi-
cherungsleistungen beziehen, besser abde-
cken: Stromanteil im Regelbedarf anpassen
1. Die Kosten für haushaltsenergie (strom und Gas) erhalten
Menschen, die Grundsicherungsleistungen nach sGB ii oder
sGB Xii bekommen, pauschaliert im regelbedarf.2 Der DcV
hat ermittelt, dass Einpersonenhaushalte, die arbeitslosengeld ii
beziehen und innerhalb des Projekts „stromspar-check“ beraten
wurden, jährlich 1563 Kilowattstunden strom verbrauchen. Das
sind 165 Kilowattstunden mehr als bei den Niedrigeinkommens-
bezieher(innen), aus deren Verbrauchsverhalten sich der regel-
bedarf berechnet. Nach ansicht des DcV sind die Niedrigein-

kommensbezieher(innen) nicht die richtige referenzgruppe,
weil sie wegen Erwerbstätigkeit tagsüber seltener zu hause sind
und daher weniger Energie verbrauchen.  Der stromanteil im
regelbedarf für Einpersonenhaushalte sollte sich daher nach
dem durchschnittlichen Verbrauch bemessen, den Personen im
Grundsicherungsbezug haben.
2. auch für Kinder sieht der regelbedarf eine altersabhängige
Pauschale für strom vor. Die ermittelten Pauschalen sind indes
nach ansicht des DcV nicht plausibel. Der stromanteil in den
regelbedarfen für Kinder ist daher nach dem tatsächlichen Ver-
brauch zu ermitteln. hierfür fordert der DcV eine valide Daten-
erhebung.

II. Mehrbedarf für dezentral erzeugtes
Warmwasser plausibel berechnen
Für  dezentral aufbereitetes warmwasser gibt es seit dem 1. Janu-
ar 2011 einen Mehrbedarf von 2,3 Prozent des regelbedarfs für
den Einpersonenhaushalt. Damit lässt sich weit weniger finanzie-
ren, als andere Datenerhebungen für die aufbereitung von
warmwasser für notwendig erachten. Der DcV fordert daher
eine valide Datenerhebung.

III. Steigende Strompreise zeitnah auffangen
und kostenfreie Energieeinsparberatung
 anbieten
1. Der strompreis ist zwischen 2005 und 2012 deutlich stärker
gestiegen als die allgemeine teuerungsrate. Die regelbedarfe
werden jährlich anhand eines index fortgeschrieben, der die
Preissteigerungen und die Nettolohn- und -gehaltsentwicklung
abbildet. Die Fortschreibung erfolgt zudem immer mit einer Ver-
spätung von einem halben Jahr. auch die strompreiserhöhungen
zum 1. Januar 2013 sind daher um durchschnittlich zwölf Prozent
in den regelbedarfen noch nicht abgebildet. Der DcV fordert,
dass aus dem regelbedarf immer die Menge an strom finanzier-
bar ist, die als Durchschnittsverbrauch der Grundsicherungsbe-
zieher(innen) ermittelt worden ist. Der regelbedarf eines allein-
stehenden enthält im Jahr 2013 nur etwa 32,82 Euro für strom.3

Um die ermittelte durchschnittliche strommenge von 1563 Kilo-
wattstunden heute finanzieren zu können, fehlen ihm bei einem
strompreis von 0,3232 Euro pro Kilowattstunde aktuell 9,26

DCV-Eckpunkte zur Bekämpfung
von Energiearmut
Der Deutsche Caritasverband hat eine Stellungnahme zur Energiearmut erarbeitet. 

Die Eckpunkte fassen die nachfolgende Position zusammen.
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Euro im Monat (siehe Grafik). Der regelbedarf eines alleinste-
henden ist daher aktuell entsprechend zu erhöhen. Zudem ist der
stromanteil bis zur Neufestsetzung des regelbedarfs jährlich an
die tatsächliche strompreissteigerung  anzupassen. Ergänzend
braucht es eine Flexibilitätsreserve im regelbedarf, um die Mög-
lichkeit eines internen ausgleichs zu haben. Verdeckt arme sind
aus der referenzgruppe der regelbedarfsermittlung herauszu-
nehmen und als referenzgruppe sind die untersten 20 Prozent
der haushalte – statt 15 Prozent – heranzuziehen. 
2. Eine Möglichkeit für private haushalte, ihre stromkosten zu
senken, ist überdies das stromsparen. Die für haushalte mit
geringem Einkommen (aLG ii, sozialhilfe, wohngeld, Kinder-
zuschlag, Bafög) kostenfreien angebote für eine umfassende
Energieberatung sind weiter auszubauen. sozialleistungsträger
sollen zusammen mit dem Leistungsbescheid, zum Beispiel durch
ein gesondertes Merkblatt, auf Beratungsmöglichkeiten und
ansprechpartner zur Energieeinsparung hinweisen. Zudem müs-
sen Verbraucher(innen) besser über Möglichkeiten zum tarif-
oder anbieterwechsel informiert werden.
3. auch haushalte mit niedrigem Einkommen müssen bei der
Bewältigung der Energiepreissteigerungen unterstützt werden.
Dazu sollte die heizkostenkomponente beim wohngeld wieder
eingeführt werden.

IV. Stromsperren vermeiden
in einer stichtagsabfrage4 unter den allgemeinen sozialbera-
tungsstellen der caritas gaben Ende september 2012 7,8 Prozent
der befragten Klient(inn)en an, dass ihnen in den vergangenen
zwölf Monaten eine stromsperre angedroht wurde. Bei 3,7 Pro-
zent der Befragten erfolgte sogar eine sperre. Eine sperre darf nur
dann nicht erfolgen, wenn sie unverhältnismäßig ist. Die Entschei-
dung darüber liegt beim Energieversorger. Vor allem nach Nach-
forderungen aus Jahresabrechnungen erfolgen Energie sperren,
selbst wenn Kinder im haushalt wohnen. Die Nachforderungen
können derzeit vom Jobcenter allenfalls als Darlehen übernom-
men werden. Durch stromsperrungen wird ein geregeltes alltags-
leben so gut wie unmöglich. Darlehensrückzahlungen führen ins-
besondere beim aLG-ii-Bezug dazu, dass über einen langen
Zeitraum der Bedarf nicht ausreichend gedeckt ist. Der DcV for-
dert daher, dass stromschulden im Einzelfall vom Jobcenter auch
als Zuschuss übernommen werden können. in der stromgrundver-
sorgungsverordnung sollten das Vorliegen besonderer härtefälle
näher definiert und soziale indikatoren, wie alter, Krankheit,
Behinderung, schwangerschaft oder im haushalt lebende minder-
jährige Kinder, berücksichtigt werden. Diese indikatoren sind in
der Verordnung als regelbeispiel aufzunehmen. statt mit einer
sperre zu drohen, sind insbesondere hier Prepaid-Zähler zu instal-

Hartz-IV-Empfänger von Energiearmut bedroht

* In 2008 hat das Statistische Bundesamt zum bislang letzten Mal das Verbrauchsverhalten von Niedriglohnbeziehern ermittelt.
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lieren. Bei stromschulden ist mit Einverständnis der aLG-ii-
Bezieher(innen) mit den Energielieferanten, Jobcentern und den
Beratungsstellen der wohlfahrtsverbände (zum Beispiel als clea-
ring-stellen) gemeinsam ein Verfahren zu vereinbaren, um die
Versorgung mit Energie sicherzustellen und eine Lösung für die
rückzahlung der schulden zu finden. schon bei drohenden Ener-
gieschulden benötigen Ver brau cher(in nen) ein angebot einer kos-
tenfreien Energie-, rechts- und Budgetberatung. aLG-ii-Bezie-
her(innen) sollten regelmäßig ihren stromverbrauch und die
anfallenden Kosten mit den abschlägen vergleichen können, um
diese gegebenenfalls zeitnah anzupassen. 

V. Energieeffizienz verbessern 
Deutschland hat sich zusammen mit den anderen Mitgliedstaaten
der EU verpflichtet, den Primärenergieverbrauch bis 2020 um
20 Prozent zu verringern.5 Nach den Untersuchungen des strom-
spar-checks haben 24 Prozent aller beratenen haushalte einen
Kühlschrank, dessen austausch ein jährliches Einsparpotenzial
von über 200 Kilowattstunden ergeben würde. im regelbedarf
sind indes nur sehr geringe Beträge (2,66 Euro) für die Neuan-
schaffung von langlebigen Gebrauchsgeräten insgesamt vorgese-
hen, so dass eine Ersatzbeschaffung faktisch kaum möglich ist.
auch die Pauschalen für die Erstausstattung mit haushaltsgerä-
ten reichen für energieeffiziente Geräte in der regel nicht aus. Der
DcV fordert daher, die Pauschalen für die Erstausstattung ent-
sprechend zu erhöhen. auch für die notwendige Neuanschaffung
energieeffizienter Geräte müssen entsprechende Zuschüsse für
haushalte mit geringem Einkommen gewährt werden. Durch den
kostenlosen austausch von Lampen, durch die installation von
steckdosenleisten zur Vermeidung von stand-by-Verlusten, Kühl-
schrank- und raumthermometer lässt sich die Energieeffizienz in
diesen haushalten deutlich verbessern. Für haushalte mit gerin-
gem Einkommen sollten kostenlose soforthilfen daher weiterhin
zur Verfügung gestellt und direkt installiert werden können. 

VI. Energetische Gebäudesanierung 
Zu den zukünftigen aufgaben gehört angesichts der weltweiten
Energienachfrage bei gleichzeitig immer knapper werdenden
Energiereserven und dem Klimawandel die Einsparung von
Energie und Verminderung von cO2 -Emissionen. Vor allem der

wohngebäudebereich spielt für den Klimaschutz und die Ener-
gieeffizienz eine entscheidende rolle. Durch fachgerechtes
Modernisieren und den Einsatz moderner Gebäudetechnik kann
der raumwärmebedarf um bis zu 80 Prozent gesenkt werden.
Vermieter(innen) können bei Modernisierungen die jährliche
Kaltmiete um elf Prozent der für die wohnung aufgewendeten
sanierungskosten erhöhen. Für aLG-ii-Bezieher(innen) hängt
indes der Erhalt der wohnung davon ab, dass die (Kalt-)Miete
nicht unangemessen steigt. Durch die Modernisierung kann es
aber dazu kommen, dass die Kaltmiete zu hoch wird, obwohl die
warmmiete oftmals sogar wegen sinkender heizkosten konstant
bleibt. Das Jobcenter übernimmt dennoch nur die Kosten in der
von ihm als angemessen angesehenen höhe. Faktisch müssen
daher „unangemessene“ Kosten aus dem regelbedarf getragen
werden oder sie zwingen die Mieter zum Umzug in eine andere
wohnung. Der DcV fordert daher, dass Kostenbestandteile, die
infolge einer energetischen sanierung auf den/die Mieter(in)
umlegbar sind, zusätzlich vom Jobcenter übernommen werden.

Freiburg, 18. Juni 2013
Deutscher caritasverband 

Vorstandsbereich sozial- und Fachpolitik
PrOF. Dr. GEOrG crEMEr

Generalsekretär

Kontakt: Dr. clarita schwengers, 
E-Mail: clarita.schwengers@caritas.de
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Einleitung
EiNE aUsrEichENDE GrUNDVErsOrGUNG mit
haushaltsenergie wie strom, Gas und heizenergie gehört zum
Existenzminimum eines Menschen. Nur wenn sie gewährleistet
ist, ist die wohnung tatsächlich bewohnbar und auch die teilha-
be am Leben in der Gesellschaft möglich. ist die Grundversor-
gung nicht sichergestellt, droht eine sogenannte Energiearmut.
Eine allgemein akzeptierte Definition dieses Phänomens gibt es
bislang in Deutschland nicht. 

Das Problem Energiearmut ist aktuell und akut, weil die Ener-
giepreise bereits seit vielen Jahren kontinuierlich gestiegen sind.
so haben sich die Preise für die haushalte zwischen 1998 und
2009 nahezu verdoppelt.1 Mittelfristig ist mit weiteren Preisstei-
gerungen zu rechen. Ursachen dafür sind – neben den sich im
Fluss befindlichen weltmarktpreisen für rohstoffe und knapper
werdenden ressourcen – steuern und abgaben (zum Beispiel
abgabe für erneuerbare Energien) sowie Netzentgelte. allein
zum 1. Januar 2013 haben viele stromversorger Preiserhöhungen
um durchschnittlich zwölf Prozent umgesetzt. Energiearmut hat
jedoch nicht nur eine Ursache, sondern wird durch die wechsel-
wirkungen einer Vielzahl von Faktoren bestimmt. Energieknapp-
heit droht auch, wenn (zusätzlich) ein geringes Einkommen
und/oder niedrige Energieeffizienz zusammentreffen.2

Die Einsparung von Energie, die Verminderung von cO2-
Emissionen und eine nachhaltige Energieversorgung, die auf den
ausbau regenerativer Energien setzt, unterstützt der Deutsche
caritasverband ausdrücklich. Mit dem Projekt stromspar-check
(siehe infokasten s. 7) berät er Menschen mit geringem Einkom-
men, wie sie in ihren haushalten Energie einsparen können.
Damit leistet auch er einen Beitrag zur ressourcenschonung. Die
Energiewende muss jedoch sozial gerecht ausgestaltet werden.
insbesondere bei Menschen mit niedrigem Erwerbseinkommen
oder im transferbezug können Preissteigerungen zur Bedarfsun-
terdeckung führen oder Energieschulden auflaufen. Es ist auf-
gabe des staates und der Gesellschaft, auch bedürftigen Men-
schen eine ausreichende Grundversorgung mit Energie zu
gewährleisten.

Der Deutsche caritasverband (DcV) fordert daher auch
wegen seiner zahlreichen Erfahrungen im Projekt stromspar-

check – seit dem 1. Januar 2013 stromspar-check Plus (ssc) –
ein Bündel von Maßnahmen, um Energiearmut, insbesondere
der unzureichenden Versorgung mit strom, zu begegnen.

I. Strombedarfe von Menschen, die Grundsi-
cherungsleistungen beziehen, besser abde-
cken: Stromanteil im Regelbedarf anpassen
Situation

Die Kosten für haushaltsenergie (strom und Gas) erhalten Men-
schen, die Grundsicherungsleistungen nach sGB ii oder
sGB Xii bekommen, pauschaliert im regelbedarf.3 Die letzte
Berechnung für das Jahr 2008 ergab bei Einpersonenhaushalten
einen Betrag von 28,12 Euro im Monat.4 im Jahr 2008 konnten
bei einem durchschnittlichen strompreis von 24,14 cent pro
Kilowattstunde5 davon jährlich 1398 Kilowattstunden finanziert
werden.

Zum Vergleich: Der durchschnittliche stromverbrauch aller
Einpersonenhaushalte liegt nach unterschiedlichen Datenquel-
len zwischen 1500 und 2050 Kilowattstunden. Der Verbrauch der
referenzgruppe, also der Niedrigeinkommensbezieher(innen)
im Jahr 2008, liegt damit deutlich unterhalb des Durchschnitts-
verbrauchs. Ebenso wie bei anderen Verbrauchsgütern im rah-
men des regelbedarfs weichen hier die ausgaben der
Bezieher(innen) von unteren Einkommen erheblich von denen
der Durchschnittsbevölkerung ab. 

auch für Kinder wurde der stromanteil im regelbedarf im
Jahr 2008 ermittelt. Die stromkosten im haushalt wurden nach
dem anteil der wohnfläche des Kinderzimmers an der gesamten
wohnfläche zwischen Eltern und Kindern aufgeteilt,6 so dass sich
folgende werte ergeben: 

Position des DCV zur Bekämpfung 
von Energiearmut
Seit Jahren steigen die Energiepreise, doch die Leistungen im SGB II und SGB XII

decken diesen Bedarf nicht ab. Der DCV hat deshalb Positionen zur Bekämpfung der

Energiearmut vorgelegt. 

Alter der Kinder und Jugendlichen
Stromanteil im Regelbedarf
(EVS 2008)

14 bis 17 Jahre 18,22 Euro

6 bis 13 Jahre 10,17 Euro

0 bis 5 Jahre 5,32 Euro
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Für Kinder unter sechs Jahren ließen sich 2008 davon jährlich
264 Kilowattstunden strom finanzieren. 

Bislang nicht untersucht worden ist der tatsächliche Ver-
brauch an haushaltsenergie von haushalten, die Grundsiche-
rungsleistungen nach sGB ii oder sGB Xii beziehen. Diese
Daten wurden im Projekt stromspar-check erhoben. Die aus-
wertung ergab, dass diese beratenen Einpersonenhaushalte, die
nicht mit strom heizen und auch keine elektrische warmwasser-
bereitung haben, einen durchschnittlichen jährlichen Verbrauch
von 1563 Kilowattstunden haben.8

Bewertung

1) Einpersonenhaushalte

Die untersuchten haushalte von Bezieher(inne)n von arbeitslo-
sengeld ii oder sozialhilfe verbrauchten jährlich 165 Kilowatt-
stunden (1563 abzüglich 1398  Kilowattstunden)mehr strom, als
ihnen bei der Neufestsetzung des regelbedarfs zuerkannt wor-
den ist. ihr stromverbrauch ist folglich höher als der der Niedrig-
einkommensbezieher(inne)n im Jahr 2008 (referenzgruppe),
nach deren Verbrauch sich der regelbedarf bestimmte. als
Gründe für den gegenüber der referenzgruppe höheren Ver-
brauch kommen eine längere Verweildauer zu hause, alte Gerä-
te mit schlechter Energieeffizienz, fehlende informationen über
Energieeinsparmöglichkeiten sowie fehlende finanzielle Mittel,
um energiesparende Maßnahmen zu ergreifen, in Betracht. Nach
ansicht des DcV sind die Niedrigeinkommensbezieher(innen)
folglich nicht die richtige referenzgruppe. Der stromanteil im
regelbedarf für Einpersonenhaushalte sollte sich stattdessen
nach dem durchschnittlichen Verbrauch bemessen, den Personen
im Grundsicherungsbezug haben.

2) Stromanteil im Regelbedarf von Kindern

Zudem sind die in der Einkommens- und Verkaufsstichprobe
(EVs) 2008 für Kinder ermittelten Verbrauchsausgaben für
strom nach ansicht des Deutschen caritasverbandes nicht plau-
sibel. 

Nach schätzung von Energieexpert(inn)en ist zum Beispiel
für ein Kleinkind im haushalt folgender stromverbrauch anzu-
nehmen: 

Der geschätzte stromverbrauch von 371 Kilowattstunden im 
Jahr liegt damit deutlich über dem aus dem regelbedarf fi -
nanzierbaren anteil für strom in höhe von 264 Kilowatt -
stunden. 

Es zeigt sich also bereits anhand dieser Plausibilitätsprüfung
eine mögliche Bedarfsunterdeckung. Eine Ursache dafür könn-
te der Verteilungsschlüssel sein, der die stromkosten nach dem
anteil der wohnfläche des Kinderzimmers an der gesamten
wohnfläche aufteilt. Es ist zu bezweifeln, dass dieser den tatsäch-
lichen Gegebenheiten gerecht wird.9

insbesondere bei alleinerziehenden mit einem oder mehre-
ren Kindern besteht damit nach auffassung des DcV die Gefahr,
dass der stromanteil des regelbedarfs für Kinder nicht zur
Bedarfsdeckung ausreicht.10

Lösung

Der DcV fordert daher, den stromanteil im regelbedarf für Ein-
personenhaushalte zu erhöhen. Grundlage soll der Verbrauch
sein, den diese Personengruppen abweichend von der referenz-
gruppe der EVs haben. Dieser ließe sich aus der EVs oder aus

Der Stromspar-Check beziehungsweise der Stromspar-
Check Plus ist ein Gemeinschaftsprojekt des Deutschen

Caritasverbandes und des Bundesverbandes der Energie-

und Klimaschutzagenturen (eaD). Er bietet Energiesparbera-

tung in Haushalten mit Bezug von Arbeitslosengeld II, Sozi-

alhilfe, Wohngeld und Sozialpass. Langzeitarbeitslose Men-

schen werden zu Stromsparhelfer(inne)n ausgebildet. Diese

ermitteln in Haushalten mit niedrigem Einkommen zunächst

den Energieverbrauch und stellen auf der Grundlage der er-

hobenen Daten ein individuelles kostenfreies „Soforthilfe-

Paket“ zusammen, das energiesparende Produkte beinhal-

tet.7 Dieses bringen sie beim zweiten Kundenbesuch mit und

installieren es direkt. Zudem geben die Stromsparhelfer(in-

nen) Empfehlungen, wie die Haushalte mit einfachen Mitteln

ihren Stromverbrauch weiter reduzieren können. Der Strom-

spar-Check untersuchte im Zeitraum vom 1. Januar 2009 bis

31. Oktober 2012 insgesamt 72.594 Haushalte. Die Aktion

wird vom Bundesumweltministerium gefördert.

Anzahl 
Nutzung

Verbrauch 
pro Wasch-
gang (WG)

Stromver-
brauch pro

Jahr

Waschen 
(60°-Wäsche)

2 WG pro
Woche

1,6 kWh/WG 166 kWh

Leistung
Nutzungsdauer

Stunden 
pro Tag

Stromver-
brauch pro
Jahr (kWh)

Watt h/Tag kWh/a

Beleuchtung 20 3,0 22

Heizstrahler
Wickeltisch

1000 0,3 110

Aufwärmen Essen 1000 0,2 73

Summe 
Stromverbrauch

371

Quelle: Büro Ö-quadrat, Freiburg
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den Daten des stromspar-checks ermitteln. Eine abweichung
vom statistikmodell in diesem Punkt ist gerechtfertigt, da die
Grundleistungsempfänger(innen) einen deutlich höheren Be -
darf haben als die referenzgruppe.

Der stromanteil im regelbedarf für Kinder ist nach dem tat-
sächlichen Verbrauch zu ermitteln. hierfür fordert der DcV eine
valide Datenerhebung.

II. Mehrbedarf für dezentral erzeugtes
Warmwasser plausibel berechnen
Situation

Für dezentral aufbereitetes warmwasser gibt es seit dem  
1. Januar 2011 einen Mehrbedarf, der sich nach dem alter der
Leistungsberechtigten und dem für sie maßgeblichen regel -
bedarf richtet und auf Berechnungen des Deutschen Vereins
basiert.11 Für einen Einpersonenhaushalt beträgt er 2,3 Pro -
zent des regelbedarfs. Das waren im Jahr 2011 monatlich 8,37
Euro12, das heißt 100,44 Euro im Jahr. Davon konnten bei einem
durchschnittlichen strompreis von 27,76 cent13 pro Kilowatt -
stunde im Jahr 2011 circa 362 Kilowattstunden strom verbraucht
werden. 

Bewertung

Die aus dem Mehrbedarf für einen Einpersonenhaushalt finan-
zierbaren 362 Kilowattstunden weichen von anderen Datenerhe-
bungen14 erheblich ab. Das ist ein hinweis darauf, dass die Mehr-
bedarfe nicht bedarfsgerecht sind.

Lösung

Der DcV fordert daher auch hier eine valide Datenerhebung,
damit der Mehrbedarf tatsächlich bedarfsdeckend ist.

III. Steigende Strompreise zeitnah auffangen
und kostenfreie Energieeinsparberatung
 anbieten
Situation

Nach den Daten des statistischen Bundesamts sind die Verbrau-
cherpreise für strom zwischen 2005 und 2012 um 44 Prozent
gestiegen. Damit ist der Preisanstieg beim strom deutlich über
der allgemeinen teuerungsrate, die für den Zeitraum 2005 bis
2012 bei 13 Prozent liegt. 

im sGB ii und sGB Xii werden Preissteigerungen ver-
brauchsrelevanter Güter in den Jahren zwischen der Neufestset-
zung der regelbedarfe durch eine jährliche Fortschreibung auf-
gefangen.15 Die Fortschreibung erfolgt zudem immer mit einer
Verspätung von einem halben Jahr. Ein Beispiel: in die Fort-
schreibung des regelbedarfs zum 1. Januar 2013 fließen die Preis-
entwicklungen und Nettolohnsteigerungen zwischen dem 1. Juli
2011 bis zum 30. Juni 2012 ein.

Bewertung 

Von den steigenden Energiepreisen sind gerade haushalte
betroffen, die transferleistungen (aLG ii oder sozialhilfe)
beziehen. in der Fortschreibung des regelbedarfs werden nur
steigerungen oder senkungen der Nettolöhne und -gehälter
sowie des regelbedarfsrelevanten Preisindex, in den auch die
Preissteigerungen für strom einfließen, berücksichtigt, die bis zu
einem halben Jahr zuvor stattgefunden haben. spätere Entwick-
lungen vor dem 1. Januar (Zeitpunkt der Fortschreibung) werden
erst ein Jahr später, also am 1. Januar des Folgejahres, berücksich-
tigt. Das ist aufgrund der tatsache, dass der regelbedarf ledig-
lich das soziokulturelle Existenzminimum abdeckt, kritisch zu
bewerten und auch aktuell angesichts der zum 1. Januar 2013
stark gestiegenen strompreise problematisch. Nach Berechnun-
gen des DcV sind im aktuellen regelbedarf des alleinstehen-
den circa 32,82 Euro für strom enthalten.16 Davon lassen sich bei
einem aktuellen durchschnittlichen strompreis von 0,3232 Euro
pro Kilowattstunde nicht die benötigten 1.563 Kilowattstunden
im Jahr finanzieren. Vielmehr müsste der stromanteil im regel-
bedarf um 9,26 Euro, also um 27 Prozent, höher ausfallen. 

haushalte mit geringem Einkommen, die Kinderzuschlag
oder wohngeld empfangen, sind auch von steigenden Kosten der
heizenergie betroffen. Zwischen 2005 und 2012 sind nach anga-
ben des statistischen Bundesamtes die Kosten für heizöl um
61 Prozent, für Gas um 31 Prozent und für Fernwärme um 45 Pro-
zent gestiegen. Dennoch wurde die zwischenzeitlich eingeführte
heizkostenkomponente im wohngeld zum 1. Januar 2011 mit der
Begründung gesunkener Energiekosten gestrichen. 

Lösungen

1. Der DcV fordert, dass aus dem regelbedarf immer die Men-
ge an strom finanzierbar ist, die als Durchschnittsverbrauch der
Grundsicherungsbezieher(innen) ermittelt worden ist. Der
regelbedarf eines alleinstehenden ist daher aktuell um 9,26
Euro  zu erhöhen. Zudem ist der stromanteil bis zur Neufestset-
zung des regelbedarfs jährlich an die tatsächliche strompreis-
steigerung  anzupassen.
2. Zudem muss über eine Flexibilitätsreserve durch aufnahme
weiterer Verbrauchsausgaben in den regelbedarf eine ausrei-
chende Möglichkeit zum internen ausgleich gewährleistet wer-
den. Bei der Berechnung der regelbedarfe der Einpersonen-
haushalte ist auf die untersten 20 Prozent der haushalte
abzustellen. Verdeckt arme sind aus der regelbedarfsermittlung
auszuschließen.
3. Die für haushalte mit geringem Einkommen (aLG ii, sozial-
hilfe, wohngeld, Kinderzuschlag, Bafög) kostenfreien angebote
für eine umfassende Energieberatung sind weiter auszubauen
und finanziell zu unterstützen. Die präventiven Beratungen sol-
len aufzeigen, wie die Verbraucher(innen) durch einen effizien-
ten Umgang mit Energie Energieschulden und -sperren ver -
meiden können. Darüber hinaus soll eine Beratung zur
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Existenzsicherung und zum schuldenabbau angeboten werden,
um zum Beispiel haushalts- und Finanzkompetenzen zu stärken.
4. Der Kunden- und Verbraucherschutz muss weiter gestärkt wer-
den, indem eine unabhängige kostenfreie Verbraucherberatung
Kund(inn)en zum Beispiel über tarif- oder anbieterwechsel
informiert. hier ist eine enge Kooperation mit Energiesparbera-
tungsprojekten, wie dem stromspar-check Plus, sinnvoll.
5. sozialleistungsträger sollen zusammen mit dem Leistungsbe-
scheid, zum Beispiel durch ein gesondertes Merkblatt, auf Bera-
tungsmöglichkeiten zur Energieeinsparung und ansprechpart-
ner hinweisen.
6. auch haushalte mit niedrigem Einkommen sollten bei der
Bewältigung der Energiepreissteigerungen unterstützt werden.
Dazu soll die heizkostenkomponente beim wohngeld wieder
eingeführt werden.

IV. Stromsperren vermeiden
Situation

in einer stichtagsabfrage17 unter den allgemeinen sozialbera-
tungsstellen der caritas gaben Ende september 2012 7,8 Prozent
der befragten Klient(inn)en an, dass ihnen in den vergangenen
zwölf Monaten eine stromsperre angedroht wurde. Bei 3,7 Pro-
zent der Befragten erfolgte sogar eine sperre. Die Bundesnetz-
agentur hat in einer deutschlandweiten Erhebung erstmals für
2011 ermittelt, dass circa 312.000 stromsperren verhängt wur-
den.18

stromsperrungen kann der Energieversorger nach der strom-
grundversorgungsverordnung (stromGVV) vier wochen nach
androhung vornehmen, wenn der Kunde oder die Kundin trotz
Mahnung mit einem rückstand von mindestens 100 Euro in Ver-
zug ist. Eine sperre darf aber dann nicht erfolgen, wenn die Fol-
gen der Energieunterbrechung außer Verhältnis zum Zahlungs-
verzug stehen oder der Kunde darlegt, dass hinreichende
aussicht besteht, dass er seinen Verpflichtungen nachkommt
(Verhältnismäßigkeitsprüfung). Besonders schutzwürdige Perso-
nengruppen sind im Gesetz nicht definiert. in der Praxis beach-
ten die Grundversorger das Gebot der Verhältnismäßigkeit der
stromsperre oftmals nur unzureichend. sie berücksichtigen die
schutzbedürftigkeit und besondere Umstände nicht, indem sie in
vielen Fällen bereits dann sperren, wenn die 100-Euro-Grenze
überschritten ist.19

Vor allem nach Nachforderungen aus Jahresabrechnungen
der Energieversorger erfolgen Energiesperren insbesondere bei
Geringverdienern und aLG-ii-Empfänger(inne)n, selbst wenn
Kinder im haushalt wohnen. Die sperrungen werden oftmals
erst aufgehoben, wenn die laufenden Zahlungen wiederaufge-
nommen und nicht unerhebliche ratenzahlungen über die rück-
stände mit den Betroffenen vereinbart wurden. Nachforderun-
gen können für aLG-ii-Empfänger(innen) vom Jobcenter
allenfalls als Darlehen übernommen werden. Ein anspruch

besteht darauf aber ebenso wenig wie eine Erbringung als
Zuschuss. 

Bewertung 

Die Versorgung mit haushaltsenergie ist Voraussetzung für die
Führung eines menschenwürdigen Lebens und gehört zur unver-
zichtbaren Daseinsfürsorge. Durch stromsperrungen wird ein
geregeltes alltagsleben so gut wie unmöglich. Dadurch lassen
sich die vorhandenen Probleme nicht lösen, sie werden oftmals
sogar noch verschärft, wenn Menschen durch stromsperrungen
weiter unter Druck geraten. Einstweilige Verfügungen gegen
sperrandrohungen oder die sperrung und ein erhöhter Bera-
tungsbedarf sind die Konsequenz. Die Entscheidung, ob eine
Unverhältnismäßigkeit nach der stromGVV vorliegt, liegt trotz
der existenziellen Bedeutung von Energie bei den Energiever-
sorgern und damit in privater hand. Die ratenzahlungen oder
Darlehensrückzahlungen führen insbesondere beim aLG-ii-
Bezug dazu, dass über einen langen Zeitraum der Bedarf nicht
ausreichend gedeckt ist. 

Lösungen

1. Der DcV fordert, das sGB ii dahingehend zu ändern, dass
stromschulden durch das Jobcenter nicht nur als Darlehen, son-
dern im Einzelfall auch als Zuschuss übernommen werden kön-
nen, zum Beispiel dann, wenn alte Geräte mit hohen stromver-
brauch genutzt werden müssen. Dies muss mindestens solange
gelten, wie die ausgaben und Preissteigerungen für strom nicht
ausreichend durch die regelbedarfe abgedeckt werden.
2. in der stromGVV sollten schutzbedürftige Kundengruppen
beziehungsweise das Vorliegen besonderer härtefälle näher defi-
niert werden. Bei der Prüfung der Verhältnismäßigkeit einer
stromsperre sollten soziale indikatoren wie alter, Krankheit,
Behinderung, schwangerschaft oder im haushalt lebende min-
derjährige Kinder berücksichtigt werden. Diese indikatoren sind
als regelbeispiele in die Verordnung aufzunehmen. statt einer
sperrandrohung sind insbesondere hier chipkarten-Zähler 
(vgl. unter 3.) zu installieren. Die Energieversorger sind bei 
einer sperrandrohung außerdem zu verpflichten, die Verbrau-
cher(innen) aufzufordern, sich mit ihnen oder auch mit einem
Leistungsträger in Verbindung zu setzen, um sperren zu ver -
meiden. 
3. statt einer sperre sind bei einer sperrandrohung chipkarten-
stromzähler für im Voraus bezahlte Karten (sogenannte Prepaid-
Zähler) zu installieren, um überhaupt eine stromversorgung zu
gewährleisten. Bei deren Einsatz ist sicherzustellen, dass die Pre-
paidkarten auch ortsnah, zum Beispiel bei vielen Bankfilialen,
aufgeladen werden können.
4. Für den Fall des Eintritts von stromschulden ist zwischen ört-
lichen Energielieferanten, Verbraucher(inne)n, bei aLG-ii-
Bezieher(inne)n mit deren Einverständnis den trägern der
Grundsicherung für arbeitsuchende und Vertreter(inne)n der
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freien wohlfahrtspflege ein Verfahren für das weitere Vorgehen
zu vereinbaren, um schnellstmöglich die Versorgung mit Energie
sicherzustellen und eine sachgerechte Lösung für die rückzah-
lung der schulden zu treffen. Dabei können die schuldner- und
sozialberatungsstellen der wohlfahrtspflege wichtige clearing-
stellen sein. ihnen sind direkte ansprechpartner(innen) bei den
Energieversorgern zu nennen, damit die Kommunikation besser
und zügiger abläuft als zum Beispiel über callcenter. in die Ver-
einbarung sind auch sozialverträgliche Grenzen für die Bemes-
sung der an den stromversorger zu zahlenden raten aufzuneh-
men, wobei auch kleine monatliche raten möglich sein müssen.
Darüber hinaus müssen weitere Belastungen durch Mahnkosten
vermieden werden. 
5. Verbraucher(innen) sollten bei bereits drohenden Energie-
schulden frühzeitig das angebot einer Energie- und rechtsbera-
tung sowie einer Beratung in Budgetfragen erhalten. sinnvoll ist
es oftmals, schon bei Beginn des aLG-ii-Bezugs eine Beratung
hinsichtlich des systems verschiedener stromanbieter und -tari-
fe anzubieten. Ferner müssen aLG-ii-Bezieher(innen) die Mög-
lichkeit haben, regelmäßig ihren stromverbrauch und die anfal-
lenden Kosten mit den abschlägen zu vergleichen. Die
Energieversorger sollten es ermöglichen und darüber informie-
ren, den stromverbrauch monatlich selbst abzulesen und an den
Energieversorger zu melden. so können abschlagszahlungen
auch während des laufenden Jahres angepasst und hohe Jahres-
nachzahlungen vermieden werden. 

V. Energieeffizienz verbessern 
Situation

Deutschland hat sich zusammen mit den anderen Mitgliedstaa-
ten der EU verpflichtet, den Primärenergieverbrauch bis 2020
um 20 Prozent zu verringern.20 Die Nutzung von Einsparpoten-
zialen und energieeffizienten Geräten spielt dabei eine entschei-
dende rolle. insgesamt entfallen auf Geräte wie Kühl- und
Gefrierschränke, waschmaschinen, Fernseher und computer
über 40 Prozent des stromverbrauchs in einem haushalt. Diese
Geräte können recht alt werden, so dass der Energieeffizienz-
standard veraltet ist. 

Nach den Untersuchungen des stromspar-checks haben
24 Prozent aller beratenen haushalte einen Kühlschrank, dessen
austausch ein jährliches Einsparpotenzial von über 200 Kilo-
wattstunden ergeben würde. Bei einem strompreis von 28,44
cent21 im Jahr 2012 resultiert daraus eine Ersparnis von jährlich
mindestens 56 Euro.22

in der EVs 2008 sind im regelbedarf für die anschaffung
langlebiger Gebrauchsgegenstände, zum Beispiel Kühlschränke,
monatlich 2,66 Euro vorgesehen. Dieser Betrag müsste angespart
werden, um energieeffizientere Geräte anzuschaffen. Beziehen
aLG-ii- Empfänger(innen) zum ersten Mal eine wohnung, wer-
den ihnen Leistungen für deren Erstausstattung und damit auch

für haushaltsgeräte gewährt. Die Praxis ist hier jedoch sehr
unterschiedlich. während teilweise Pauschalen für neue Geräte
gewährt werden, mittels derer auch die anschaffung energieeffi-
zienter Produkte möglich ist, wird andernorts zunächst auf
Gebrauchtgeräte verwiesen oder es werden Pauschalen gewährt,
die die Kosten von energiesparenden Geräten nicht decken. 

Bewertung

Durch Energiesparlampen oder Mehrfachsteckdosen mit se -
paratem schalter können effektiv Energie und damit Kosten ein-
gespart werden. Die anschaffung entsprechender soforthilfen
erfordert jedoch investitionen, die oftmals aus dem knappen
Budget nicht finanziert werden können. Dies gilt insbesondere
für die vorhandenen haushaltsgeräte (wie Kühlgeräte, waschma-
schine, herd oder Ofen), die regelmäßig wegen ihres alters nicht
mehr energieeffizient sind.

Können sich aLG-ii-Empfänger(innen) von den Pauschalen
der Erstausstattung lediglich gebrauchte oder energiefressen -
de Geräte kaufen, sind die laufenden Energiekosten in der Fol-
ge so hoch, dass sie aus dem regelbedarf oft nicht bezahlt wer-
den können. 

Von besonderer Bedeutung für die Erreichung von möglichst
hohen Energieeinsparungen und damit den Energiesparzielen
der Bundesregierung ist die Kombination von Energiesparbera-
tung mit dem Einbau von kostenlosen soforthilfen. Dies zeigen
die Ergebnisse einer bundesweiten Evaluierung des Bundesmi-
nisteriums für Umwelt, Naturschutz und reaktorsicherheit
(BMU). 23 Durch den regionalen austausch alter Kühlschränke,
den Einbau von soforthilfen wie effizienten Lampen, steckdo-
senleisten zur Vermeidung von stand-by-Verlusten, Kühl-
schrankthermometer, hygro-/thermometer und raumthermo-
meter kann der ssc bereits jetzt einen großen Einsparerfolg
erzielen. hierzu müssen haushalten mit geringem Einkommen
jedoch die notwendigen finanziellen Mittel zur Verfügung
gestellt werden.

Lösungen

Der Deutsche caritasverband fordert daher, dass für aLG-ii-
Bezieher(innen) die Pauschalen, die im rahmen der Erstausstat-
tung der wohnung für die anschaffung von haushaltsgeräten
gewährt werden, entsprechend erhöht oder mit einem Zuschuss
aufgestockt werden, so dass damit die anschaffung energie -
effizienter Geräte möglich ist. auch für die notwendige Neuan-
schaffung energieeffizienter Geräte müssen entsprechende
Zuschüsse für haushalte mit geringem Einkommen (aLG ii/
sozialhilfe, Bafög, wohngeld, Kinderzuschlag) gewährt werden.
Kühlschränke sollten dabei der Energieeffizienzklasse a+++
entsprechen. Der Zuschuss könnte an einen Verwendungsnach-
weis gebunden sein. soweit Programme des Bundesumwelt -
ministeriums Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln vorsehen, dür-
fen diese nicht das aLG ii mindern. Der Einbau intelligenter
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stromzähler  sollte weiter vorangetrieben und unterstützt wer-
den, damit Kund(inn)en einen transparenten Überblick über
ihren stromverbrauch erhalten und dabei helfen können, Ener-
gie zu sparen. Für haushalte mit geringem Einkommen sollten
kostenlose soforthilfen zur Verfügung gestellt und direkt instal-
liert werden.

VI. Energetische Gebäudesanierung
Situation

Zu den zukünftigen aufgaben gehört angesichts der weltweiten
Energienachfrage bei gleichzeitig immer knapper werdenden
Energiereserven und angesichts des Klimawandels die Einsparung
von Energie und Verminderung von cO2-Emissionen. Vor allem
der wohngebäudebereich spielt für den Klimaschutz und die
Energieeffizienz eine entscheidende rolle. hier besteht ein erheb-
liches Einsparpotenzial. 40 Prozent des deutschen Endenergiever-
brauchs und circa 20 Prozent der cO2-Emissionen entfallen auf
Gebäude. insbesondere im Gebäudebestand besteht ein großes
sanierungspotenzial, um steigende Energiekosten und klima-
schädliche Emissionen dauerhaft zu senken. hier wird zur Behei-
zung etwa dreimal so viel Energie benötigt wie bei Neubauten. 

Guter wohnraum und Einsparungen bei den Energiekosten lie-
gen auch im interesse der Mieter(innen). wer in einer wohnung
lebt, die nicht angemessen geheizt werden kann, dem drohen
gesundheitliche Beeinträchtigungen. Nach angaben der Deut-
schen Energie-agentur (Dena) sind 65 Prozent der Fassaden unge-
dämmt und 60 Prozent der Fenster energetisch in einem schlech-
ten Zustand. Zudem entsprechen 80 Prozent der Gas- und
Öl heizungen nicht dem stand der technik. in privaten haushalten
werden rund 85 Prozent des gesamten Energiebedarfs für raum -
erwärmung und warmwasser eingesetzt. Durch fachgerechtes
Modernisieren und den Einsatz moderner Gebäudetechnik kann
der raumwärmebedarf um bis zu 80 Prozent gesenkt werden.

Gemäß § 559 BGB können Vermieter(innen) bei Modernisie-
rungen die jährliche Miete um elf Prozent der für die wohnung
aufgewendeten sanierungskosten erhöhen. Diese erhöhen somit
die vertraglich geschuldete (Kalt-)Miete. Für aLG-ii-Be -
zieher(innen) hängt der Erhalt der wohnung davon ab, dass die
(Kalt-)Miete nicht unangemessen steigt. hält sich die Gesamt-
miete im rahmen des angemessenen, ist der Modernisierungs-
zuschlag als Bestandteil der Kaltmiete und damit der Unter-
kunftskosten durch das Jobcenter zu übernehmen. Durch den
Modernisierungszuschlag kann es aber dazu kommen, dass die
Miete den rahmen des angemessenen übersteigt. Das Jobcen-
ter übernimmt dann nur die Kosten in angemessener höhe. 24

Bewertung

Der DcV hält es für notwendig, sowohl im hinblick auf den welt-
weiten Energiebedarf und den Klimawandel als auch zur Versor-
gung mit gutem wohnraum energetische wohnraumsanierung zu

unterstützen. Durch die infolge der sanierung auf die Mieter(in -
nen) umlegbaren Kosten kann es dazu kommen, dass die Kaltmie-
te auf einen schlag steigt. Bereits jetzt ist das Problem in den Bera-
tungsstellen der caritas bekannt. Beim aLG-ii- beziehungsweise
sozialhilfe-Bezug kann das dazu führen, dass trotz sinkender heiz-
kosten, aber steigender Kaltmiete unangemessene Unterkunfts-
kosten entstehen, die das Jobcenter beziehungsweise sozialamt
nicht in voller höhe übernimmt. Faktisch müssen daher unange-
messene Kosten von aLG-ii-/sozialhilfe- Empfänger(inne)n aus
dem regelbedarf getragen werden oder sie zwingen zum Umzug
in eine eventuell energetisch nicht sanierte wohnung.

Zwar sieht das Gesetz die Möglichkeit vor, im rahmen einer
kommunalen satzung einen Gesamtbetrag von Kaltmiete,
Betriebskosten und heizkosten (Brutto-warmmiete) als ange-
messenheitsgrenze zu bestimmen. Dies wird aber von den Län-
dern bisher fast nicht genutzt.

Bei der Übernahme der Unterkunftskosten sollte jedoch auch
der energetische Gebäudestandard berücksichtigt werden, da
günstigerer, aber schlecht isolierter wohnraum andernfalls zu
einer Kostensteigerung und Verlagerung auf die Nebenkosten
führt.

Es muss daher gewährleistet werden, dass die nach einer ener-
getischen sanierung auf die Miete umlegbaren Kosten bei aLG-
ii- beziehungsweise sozialhilfe-Empfänger(inne)n als Kosten für
Unterkunft und heizung vom Jobcenter beziehungsweise sozi-
alamt übernommen werden. 

Lösungen

Der DcV fordert daher, dass Kostenbestandteile, die infolge
einer energetischen sanierung auf den/die Mieter(in) umlegbar
sind, zusätzlich vom Jobcenter übernommen werden. Zudem
sollten die Länder angehalten werden, von der Möglichkeit, im
rahmen einer kommunalen satzung einen Gesamtbetrag von
Kaltmiete, Betriebskosten und heizkosten (Brutto-warmmiete)
als angemessenheitsgrenze zu bestimmen, mehr Gebrauch zu
machen.

Freiburg/Berlin, den 19. Juni 2013
Deutscher caritasverband e.V.

Vorstandsbereich sozial- und Fachpolitik
PrOF. Dr. GEOrG crEMEr

Generalsekretär

Kontakt: Dr. clarita schwengers, 
E-Mail: clarita.schwengers@caritas.de

Anmerkungen

1. FRONTIER ECONOMIC EUROPE: Energiekosten in Deutschland – Entwick-

lungen, Ursachen und internationaler Vergleich. Kurzfassung des End-

berichts für das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie.

 August 2010, S. 4. 
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iN DEN GrUNDsichErUNGssystEMEN werden
Energiekosten wie folgt behandelt: heizkosten werden, egal, ob
mit Öl, Gas, strom, holz oder Ähnlichem geheizt wird, in tatsäch-
licher höhe übernommen, wenn sie gewisse angemessenheits-
grenzen nicht überschreiten. Über die heizkosten sind auch die
Kosten für warmwasser abgedeckt, wenn es zentral im haus über
die heizungsanlage aufbereitet wird. haushalte, die das warm-
wasser dezentral in ihrer wohnung aufbereiten (zum Beispiel
über Durchlauferhitzer), wird hierfür ein Mehrbedarf zugestan-
den. sämtliche Energiekosten, die außer den Kosten für heizung
und warmwasser anfallen (stromkosten zum Beispiel für
Beleuchtung, Kochen, waschen, Fernsehen, Musik) müssen aus
einer monatlich gewährten Pauschale, dem sogenannten regel-
bedarf, bezahlt werden. 

im Folgenden wird dargestellt, wie der regelbedarf bestimmt
wird. Dann wird die abdeckung der stromkosten im regelbe-
darf für Erwachsene und Kinder genauer betrachtet und geprüft,
ob sie ausreicht, um die tatsächlich anfallenden stromkosten zu
decken. außerdem wird der Mehrbedarf für die dezentrale auf-
bereitung von warmwasser und der Fortschreibungesmechanis-
mus des regelbedarfsanteils für strom geprüft. 

I. Ermittlung des Regelbedarfs allgemein
Die höhe der regelbedarfe wird vom Gesetzgeber festgelegt. ihre
Ermittlung folgt einem festgelegten Verfahren. Bezugspunkt ist
das, was Menschen mit einem niedrigen Einkommen für ihren
Lebensunterhalt durchschnittlich ausgeben: Es wird betrachtet,
was Niedrigeinkommensbezieher(innen) für gängige und als exis-

Anhang: Die Energiekosten in den
Grundsicherungssystemen
Im Regelbedarf sind immer auch die Energiekosten eines Haushalts enthalten. 

Die Betrachtung zeigt jedoch: Die vorgesehenen Beträge decken den Bedarf nicht ab. 

2. VSMK/LAV-Projektgruppe „Energiearmut/Energiesperren“ inner-

halb der Arbeitsgruppe Wirtschaftlicher Verbraucherschutz. Ab-

schlussbericht. Stand: 25. Juli 2012.

3. Vgl. Anhang unter I. ff.

4. Differenziert man nicht nach Eigentümer- und Mieterhaushalten

und nicht nach Art der Warmwasseraufbereitung, ergibt sich für den

Stromverbrauch der Referenzgruppe ein Wert von 30,64 Euro. Damit

konnten durchschnittlich 1694 Kilowattstunden Strom bezahlt wer-

den.

5. Daten: Statistisches Bundesamt, Elektrischer Strom inklusive

Grundgebühr; Abgabe an Privathaushalte, Stromverbrauch zwischen

1000 und 2500 Kilowattstunden, 2008.

6. Vgl. Anhang unter III.

7. Zum Beispiel Energiesparlampen, Zwischenstecker, Zeitschaltuh-

ren, Thermostopps, Kühlschrankthermometer.

8. Vgl. Anhang unter II.2.b. 

9. Vgl. Anhang unter III.

10. Das Verhalten von Familien in SGB-II- oder SGB-XII-Haushalten

im Hinblick auf den Stromverbrauch wird der DCV zu einem späteren

Zeitpunkt gesondert untersuchen. 

11. Vgl. Anhang unter IV.

12. Regelbedarf für einen Einpersonenhaushalt 2011: 364 Euro.

13. Daten: Eurostat/Statistisches Bundesamt. Elektrischer Strom in-

klusive Grundgebühr; Abgabe an Privathaushalte, Stromverbrauch

zwischen 1000 und 2500 Kilowattstunden, 2011. 

14. Die Daten variieren zwischen 400 und 1000 Kilowattstunden, vgl.

Anhang unter IV.

15. Vgl. Anhang unter V.

16. Eigene Berechnungen: Annäherung durch Fortschreibung des

Anteils für Strom aus EVS 2008 anhand des Mischindexes.

17. Ausgewertet wurden die Daten von 2961 befragten Personen.

18. Monitoringbericht 2012 der Bundesnetzagentur, S. 124f.

19. Positionspapier des Verbraucherzentrale Bundesverbandes (vzbv)

zur Unterbrechung der Strom- und Gasversorgung bei schutzbedürf-

tigen Personen: Versorgungssperren vermeiden, 7. März 2011.

20. Mitteilung der Kommission vom 13. November 2008 – Energieef-

fizienz: Erreichung des 20-Prozent-Ziels KOM(2008) 772.

21. Strompreis 2012: Eurostat/Statistisches Bundesamt. Elektrischer

Strom inklusive Grundgebühr; Abgabe an Privathaushalte, Stromver-

brauch zwischen 1000 und 2500 Kilowattstunden, 2012.

22. Da das jährliche Einsparpotenzial auch weit höher als 200 Kilo-

wattstunden sein kann, sind durch den Austausch höhere Einsparun-

gen erzielbar.

23. Evaluierung des nationalen Teils der Klimaschutzinitiative des

 Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit;

Zusammenfassung, Endbericht 2012, Kennzeichen 03KSE009.

24. Ausnahmsweise erkennen einzelne Jobcenter einen pauschalen

Zuschlag nach erfolgter Sanierung an, vgl. http://www.jobcenter-regi-

on-hannover.de/site/unterkunft_heizung/
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tenziell angesehene Gütergruppen wie zum Beispiel Nahrungsmit-
tel, Bekleidung, Kommunikationsdienstleistungen oder auch Ver-
kehr und Freizeit, Unterhaltung und Kultur durchschnittlich aus-
geben. Die summe dieser ausgaben bestimmt den regelbedarf.

Ermittelt werden die Durchschnittsausgaben für die einzelnen
Gütergruppen über die Einkommens- und Verbrauchsstichpro-
be (EVs). Die EVs wird in fünfjährigem turnus erhoben, die
letzten Daten liegen für 2008 vor. in der EVs werden die aus -
gaben von rund 60.000 haushalten für die verschiedenen Güter
erfasst. Um den regelbedarf zu ermitteln, werden nur die Durch-
schnittsausgaben von haushalten mit niedrigem Einkommen
herangezogen. Diese sogenannte „referenzgruppe“ sind für den
regelbedarf von Erwachsenen die unteren 15 Prozent der nach
ihrem Einkommen geschichteten Einpersonenhaushalte. außen
vor bleiben dabei haushalte, die ausschließlich von arbeitslosen-
geld ii oder sozialhilfe leben. Für den regelbedarf von Kindern
sind die referenzgruppe die unteren 20 Prozent der nach ihrem
Einkommen geschichteten Paarhaushalte mit einem Kind. hier
werden die dem Kind zugeordneten ausgaben in den relevanten
Gütergruppen herangezogen.

II. Stromkosten im Regelbedarf eines
 Erwachsenen
im regelbedarf ist folglich auch ein Geldbetrag enthalten, der
für haushaltsenergie vorgesehen ist. Die haushaltsenergie fällt
zum Beispiel an beim Kochen, Backen, für Kühl- und Gefrier-
schrank, Beleuchtung, Ventilator, für computer, Fernseher oder
stereoanlage, für Bohrmaschine oder Nähmaschine, Föhn oder
Babyfon. auch der stromanteil im regelbedarf ist abhängig vom
Verbrauchsverhalten der referenzgruppe: Verbraucht diese viel
strom, ist er entsprechend hoch, verbraucht sie wenig, fällt er
niedriger aus. 

im Folgenden wird der Frage nachgegangen, ob die jeweils
dafür im regelbedarf vorgesehenen Mittel ausreichen, um den
Bedarf zu decken.

1. Berechnung der Geldbeträge für Strom im Regelbedarf 

Die Geldbeträge für strom werden im regelbedarf nach der obi-
gen Vorgehensweise über die ausgaben der referenzgruppe für
strom bemessen. Dabei wird jedoch eine sonderauswertung
durchgeführt, nach der nur die ausgaben derjenigen haushalte
berücksichtigt werden, die nicht mit strom heizen.1 Diese haus-
halte gaben 2008 monatlich 28,12 Euro für strom aus.

Diese ausgaben fließen in den regelbedarf ein und werden
jährlich an die Preis- und Lohnentwicklung angepasst.2 Von den
ausgaben für strom kann man auf den Energieverbrauch der
referenzgruppe rückschließen: Bei durchschnittlichen strom-
kosten im Jahr 2008 von circa 24,14 cent pro Kilowattstunde3  hat
die referenzgruppe circa 1398 Kilowattstunden strom jährlich
verbraucht. 

2. Stromverbrauch von Grundsicherungsempfängern

Ergebnisse aus den Daten des Stromspar-Checks 

Es stellt sich nun die Frage, ob die knapp 1400 Kilowattstunden
strom, die über den regelbedarf finanzierbar sind, ausreichen,
um den durchschnittlichen strombedarf von Empfänger(inne)n
von arbeitslosengeld ii und sozialhilfe zu decken. 

a. Stromverbrauch der Empfänger von ALG II und Sozialhilfe

Der spezifische stromverbrauch dieser Personengruppe ist
 bislang noch nicht ermittelt worden. Daten zu Durchschnittsver-
bräuchen für strom beziehen sich bislang nur auf die Gesamtbe-
völkerung. in der studie wird nun erstmals das tatsächliche Ver-
brauchsverhalten dieser Personengruppe untersucht, um hieraus
hinweise auf ihren tatsächlichen Bedarf zu bekommen.

Dazu werden Daten aus dem Projekt stromspar-check4

ausgewertet.5 in diesem Projekt wird im rahmen der Energie-
sparberatung auch der Energieverbrauch der beratenen haus-
halte ermittelt. Die erhobenen Daten werden in einer Daten -
bank anonymisiert zusammengeführt. Die Datenbank enthält
detaillierte Daten zum stromverbrauch von über 80.000 haus-
halten, die im Zeitraum von 1. Januar 2009 bis 31. Oktober 2012
beraten wurden. Die auswertungen der Datenbank wurden
durch eine zusätzliche Evaluation der Freien Universität Berlin
bestätigt. 

Die  erhobenen Daten wurden vom Projekt stromspar check
zusammen mit dem DcV daraufhin ausgewertet, welchen tat-
sächlichen stromverbrauch die haushalte von Grundsicherungs-
empfänger(inne)n  – Empfänger(innen) von aLG ii und/oder
sozialgeld nach sGB ii sowie von hilfe zum Lebensunterhalt
oder Grundsicherung im alter und bei Erwerbsminderung nach
sGB Xii – haben. 

b. Stromverbrauch des Einpersonenhaushalts

Um eine sinnvolle aussage zu treffen, ob die Mittel im regelbe-
darf zur Deckung des strombedarfs ausreichen, wird nur der
stromverbrauch der beratenen Einpersonenhaushalte betrach-
tet, die arbeitslosengeld ii oder sozialhilfe beziehen. Dabei wer-
den hier nur die haushalte einbezogen, die weder mit strom hei-
zen noch eine elektrische warmwasserbereitung benutzen. Das
ist notwendig, weil beide Faktoren den stromverbrauch erhöhen,
ihre Kosten aber in arbeitslosengeld ii und sozialhilfe anderwei-
tig gedeckt sind.

im stromsparcheck wurden im Zeitraum vom 1. Januar 2012
bis 31. Oktober 2012 insgesamt 2434 Einpersonenhaushalte im
aLG-ii-Bezug beraten, die diesen Kriterien entsprechen, und
865 haushalte von Empfänger(inne)n von sozialhilfe. Diese ins-
gesamt 3299  Einpersonenhaushalte verbrauchten durchschnitt-
lich 1563 Kilowattstunden strom im Jahr.

Die untersuchten Einpersonenhaushalte im Bezug von
arbeitslosengeld ii oder von sozialhilfe verbrauchen also 
mehr strom als die referenzgruppe, die für die regelbedarfs -
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be messung herangezogen wird. sie liegen mit einem durch-
schnittlichen Jahresverbrauch von 1563 Kilowattstunden um 165 
Kilowattstunden über dem Verbrauch der Gruppe dieser
Niedrig einkommensbezieher(innen) (Verbrauch: 1398 Kilowatt-
stunden).

3. Ergebnis 

Die Mittel, die im regelbedarf für ausgaben für strom vorgese-
hen sind, reichen deswegen nicht aus, um die stromkosten der
beratenen aLG-ii- oder sozialhilfehaushalte zu decken. Die
Unterschiede im jährlichen stromverbrauch liegen für aLG-ii-
und sozialhilfe-Empfänger(innen) ohne stromheizung und elek-
trische warmwasseraufbereitung bei 165 Kilowattstunden (1563
Kilowattstunden im Vergleich zu 1398 Kilowattstunden). Bewer-
tet mit dem strompreis von 2008 sind das Mehrkosten von
damals 39,83 Euro und monatlich von 3,32 Euro, die schon in der
anfangserhebung des regelbedarfs zur Deckung des strombe-
darfs fehlen.6

Diese Mehrkosten müssen ebenfalls aus dem regelbedarf
gedeckt werden und reduzieren so die Mittel, die eigentlich für
andere ausgaben zur Verfügung stehen müssten. 

Der stromverbrauch der haushalte, die Grundsicherungsleis-
tungen beziehen, ist überdies nicht unverhältnismäßig hoch. Zum
Vergleich verbraucht nach einer Untersuchung der Energieagen-
tur Nrw von 2011 ein durchschnittlicher Einpersonenhaushalt
(über alle Einkommen verteilt), der keine elektrische warmwas-
serbereitung hat, 1798 Kilowattstunden strom. Das ist erheblich
höher als der stromverbrauch der Bezieher(innen) von arbeits-
losengeld ii und sozialhilfe. somit ist der stromverbrauch dieser
Gruppe – obwohl höher als der der anderen Niedrigeinkom-
mensbezieher – immer noch unterdurchschnittlich.

III. Der Stromanteil in den Regelbedarfen
von Kindern
Die regelbedarfe für Kinder und Jugendliche enthalten eben-
falls spezifische anteile für haushaltsenergie. wie oben darge-
stellt7, werden für ihre Berechnung die dem Kind zugeordneten
ausgaben eines Paarhaushalts mit einem Kind verwendet.
Zugrunde gelegt werden nicht die unteren 15 Prozent, sondern
die unteren 20 Prozent der nach ihrem Einkommen geschichte-
ten haushalte (ohne Bezieher[innen] von aLG ii oder sozial-
hilfe). Für die Zuordnung der ausgaben für das Kind müssen die
Gesamtausgaben des haushalts zwischen Erwachsenen und
Kind aufgeteilt werden. Um das zu tun, werden je nach Güter-
gruppe verschiedene Verteilungsschlüssel angewandt: Entweder
man verteilt die ausgaben pro Kopf oder nach den Gewichtun-
gen, die in der neuen OEcD-skala festgelegt werden.8 Eine
andere Möglichkeit ist, sie ganz dem Erwachsenen oder dem
Kind zuzuordnen (Beispiel: spielwaren). schließlich werden
auch speziell für die jeweilige Fragestellung entwickelte Vertei-
lungsschlüssel angewendet.

Für die aufteilung der stromkosten auf die haushaltsmitglie-
der wird ein Verteilungsschlüssel verwendet, der speziell für den
Bereich „Energie/wohnen“ entwickelt wurde. Danach werden
die Kosten – vereinfacht – nach dem anteil der wohnfläche des
Kinderzimmers an der gesamten wohnfläche aufgeteilt. Diese
anteile liegen je nach alter des Kindes zwischen zwölf und 20
Prozent.9 Die Verwendung dieses Verteilungsschlüssels ist aber
nur dann sinnvoll, wenn der gesamte Komplex „Energie und
wohnen“ betrachtet wird. seine Verwendung ist dann aufgrund
der abhängigkeit der Miete und der heizkosten von der wohn-
fläche. Bei der Berechnung des regelbedarfs betrachtet man
jedoch den strom isoliert, da die Kosten der Unterkunft und hei-
zung separat und in angemessenen Umfang außerhalb des regel-
bedarfs übernommen werden. Dann ist die Verwendung dieses
Verteilungsschlüssels nicht sinnvoll: Der strombedarf eines Kin-
des hängt nicht oder nur in sehr geringem Grad vom anteil der
Fläche seines Kinderzimmers an der gesamten wohnfläche ab.
Es fallen im Gegenteil eher von der wohnfläche unabhängige
Kosten wie zum Beispiel für wäsche, Beleuchtung, Fernsehen
oder computer an. Eine Kalkulation für den stromverbrauch
eines Kleinkindes ergibt, dass der strombedarf im regelbedarf
eines Kindes unterschätzt wird.10

IV. Warmwasseraufbereitung
Um die Kosten für dezentral aufbereitetes warmwasser zu
decken, gibt es ab dem 1. Januar 2011 für die betroffenen haus-
halte einen sogenannten Mehrbedarf. Für einen Einpersonen-
haushalt beträgt dieser 2,3 Prozent des regelbedarfs. Dies ist 
als pauschaler Zuschlag zum regelbedarf zu verstehen und soll
die Mehrkosten abdecken, die einem haushalt dadurch ent -
stehen, dass seine warmwasserkosten nicht – wie bei der zen -
tralen aufbereitung – mit den Kosten der Unterkunft und hei-
zung übernommen werden. Die höhe dieses Zuschlags geht auf
eine Empfehlung des Deutschen Vereins von 1991 zurück.
Danach entfallen in haushalten mit dezentraler warmwasserver-
sorgung etwa 30 Prozent der haushaltsenergie (strom) auf die
warm wasserversorgung. Die Bundesregierung hat in der Folge
für den Verbrauch von warmwasser 30 Prozent der Mittel für 
strom vorgesehen. Das entspricht 2,3 Prozent des regelbedarfs
eines alleinstehenden, die dann im Gesetz festgeschrieben 
wurden. 

Der Mehrbedarf eines alleinstehenden Erwachsenen für
dezentral aufbereitetes warmwasser betrug bei seiner Einfüh-
rung im Jahr 2011 monatlich 8,37 Euro, das heißt 100,44 Euro im
Jahr. Davon konnten 2011 bei einem durchschnittlichen strom-
preis 2011 von 27,76 cent pro Kilowattstunde circa 362 Kilowatt-
stunden strom gekauft werden.

Vergleich

Vergleicht man die sich aus dem Mehrbedarf ergebende strom-
menge für die aufbereitung von warmwasser mit den Ver-
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brauchsausgaben aus anderen Datenquellen, ergibt sich ein
unklares Bild. Die angaben über den tatsächlichen durchschnitt-
lichen stromverbrauch in der Gesamtbevölkerung durch eine
dezentrale aufbereitung von warmwasser variieren. Von man-
chen Datenquellen wird ein Verbrauch von 400 Kilowattstunden
pro Person und Jahr angegeben (www.heizungsfinder.de/elek -
troheizung/warmwasser), die Verbraucherzentrale gibt in ihren
Publikationen 500 Kilowattstunden an.11 Die Energieagentur
regio Freiburg schätzt auf Basis der Energieeinsparverordnung
einen Bedarf von 656 Kilowattstunden.12 in der auswertung der
Energieagentur Nrw werden 704 Kilowattstunden strom für die
elektrische aufbereitung von warmwasser von Einpersonen-
haushalten ausgewiesen.

im Ergebnis ist der tatsächliche strombedarf für die dezentra-
le aufbereitung von warmwasser also unklar. hier müssen vali-
de Daten erhoben werden. 

V. Fortschreibung und steigende
 Strompreise
in den letzten Jahren sind die strompreise stark gestiegen: Nach
Daten des statistischen Bundesamts lag die Preissteigerung zwi-
schen 2005 und 2012 bei 44 Prozent. Damit liegt der Preisanstieg
beim strom deutlich über der allgemeinen Preissteigerung, die
für den Zeitraum 2005 bis 2012 bei 13 Prozent liegt. 

Preissteigerungen werden bei der Festsetzung des regelbe-
darfs jährlich berücksichtigt: Der regelbedarf wird jeweils zum
1. Januar nach einem Mischindex fortgeschrieben. Dieser setzt
sich zusammen aus dem regelbedarfsrelevanten Preisindex
(70 Prozent) und der steigerung der Nettolöhne und -gehälter
(30  Prozent). Der „regelbedarfsrelevante Preisindex“ gibt die
Preissteigerung der im regelbedarf berücksichtigten Güter (sie-
he Kapitel i) in ihrer Gesamtheit wieder. Grundsätzlich sind die
strompreissteigerungen im regelbedarfsrelevanten Preisindex
also abgedeckt. Der regelbedarfsrelevante Preisindex fließt aller-
dings nur zu 70 Prozent in die Fortschreibung ein. Mit der
Berücksichtigung der Lohnentwicklung zu 30 Prozent soll eine
abkopplung von der allgemeinen Einkommensentwicklung ver-
hindert werden.

Zudem erfolgt die Fortschreibung immer mit Verzögerung.13

Für die Fortschreibung des stromanteils im regelbedarf von
2008 bis 2012 bedeutet das Folgendes: in der EVs 2008 wurden
28,12 Euro für strom ermittelt. Die Preissteigerung für strom
betrug von 2008 auf 2012 insgesamt 19,38 Prozent.14 Die Netto-
lohn- und Gehaltsentwicklung betrug von 2008 auf 2012 nähe-
rungsweise  9,45 Prozent.  Nach dem Mischindex beträgt die stei-
gerungsrate für strom etwa 16,71 Prozent, also 4,70 Euro. Folglich
sind im regelbedarf 2013 etwa 32,82 Euro für strom enthalten.
Um im Jahr 2013 die benötigten 1563 Kilowattstunden zu finan-
zieren, braucht es bei einem durchschnittlichen strompreis von
0,3232 Kilowattstunden monatlich 9,26 Euro mehr für strom im
regelbedarf. 

Anmerkungen

1. Das liegt daran, dass die Heizkosten bereits in angemessenem

Umfang übernommen werden und deswegen nicht mehr in den Re-

gelbedarf einfließen sollen.

2. Der Mischindex, nach dem der Regelbedarf fortgeschrieben wird,

berücksichtigt die Preissteigerung der regelbedarfsrelevanten Güter (in

diesem Fall Strom) zu 70 Prozent und zu 30 Prozent die Steigerungs-

rate der Nettolöhne und -gehälter.

3. Durchschnittspreis bei einem Verbrauch zwischen 1000 und 2500

Kilowattstunden, inklusive Grundpreis,

http://epp.eurostat.ec.europa.eu/portal/page/portal/energy/data/da-

tabase 

4. Vgl. Infokasten Position des Deutschen Caritasverbandes zur Be-

kämpfung von Energiearmut unter I. 

5. Ab 2013 Stromspar-Check Plus.

6. Zur Höhe der Bedarfsunterdeckung im Jahr 2013 vgl. V

7. S. unter Anhang I. 

8. Der/die Haupteinkommensbezieher(in) geht mit dem Faktor 1 in die

Gewichtung ein, Haushaltsmitglieder ab 14 Jahren gehen mit dem

Faktor 0,5 in die Gewichtung ein und Haushaltsmitglieder unter 14

Jahren mit dem Faktor 0,3.

9. Gutachten KREBS, Margot; MÜNNICH, Thomas: 2002, Gesetzentwurf

zur Ermittlung von Regelbedarfen und Änderungen des SGB II und XII

vom 18. Oktober 2010, S. 113f. 

10. Siehe unter Position des Deutschen Caritasverbandes zur

 Bekämpfung von Energiearmut, I. 

11. www.vzbv.de/mediapics/paper_stromverbrauchsindex.pdf

12. Ermittelter Bedarf eines Einpersonenhaushalts mit einer Wohnflä-

che von 40 Quadratmetern und einer wohnungszentralen Trinkwarm-

wasserbereitung mit einem Elektrotagesspeicher auf Grundlage eines

Jahresnutzenergiebedarfs für die Warmwasseraufbereitung gemäß

Energiesparverordnung (EnEV) 2009 und den Verlustwerten gemäß

DIN 4108. 

13. Preis- und Lohnentwicklungen werden im Zeitraum vom Juli des

Vorvorjahres bis Ende Juni des Vorjahres berücksichtigt. Preissteige-

rungen nach dem 30. Juni eines Jahres werden also immer erst bei

der nächsten Fortschreibung einbezogen. 

14. Zugrunde gelegt wurden die Preissteigerungen von 2008 auf

2009 und von Juni 2009 auf Juni 2012.
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An welchen Stellen können und müssen caritative Dienste die Zugangs-
wege zu ihren Angeboten verbessern? Wer kein Geld für eine Fahr  -
karte hat, für den ist die Schuldnerberatungsstelle am anderen Ende 
der Stadt unerreichbar. Dies führt unter Umständen dazu, dass poten -
zielle Nutzer sozialer Angebote diese nicht in Anspruch nehmen 
(können). Das Projekt ZAC (Zugangswege zu den Angeboten der 
Caritas) geht der Frage nach, wie die Zugänge gerade für besonders 

Benachteiligte weiter verbessert werden können.

Das Recht auf Existenzsicherung durch ein soziokulturelles Existen z-
minimum darf nicht auf die „Armenfürsorge“ der Wohlfahrtsver bände und 
der Gesellschaft verschoben werden. Die Forschungsgruppe „Tafelmoni-
tor“ mit Prof. Dr. Katja Maar und Prof. Dr. Stefan Selke führte im Auftrag 
der Diözesancaritasverbände in NRW eine differenzierte Untersuchung 
zur Wirksamkeit existenzunterstützender Angebote in gemeindlicher und 
verbandlicher Trägerschaft durch.

Die Menschen 
am Rande erreichen

„…Übersichtlich und fundiert. (...) Ein gelungener Beitrag zur 
Versachlichung der Diskussion.“
aus „neue caritas“ 
(Heft 15//2011

Diözesan-Caritasverband für das Erzbistum Köln e.V. (Hg.)
Menschen in prekären Lebenslagen erreichen
Eine Praxisstudie in zwei Regionen (ZAC)

2012, 112 Seiten, kartoniert, € 16,00
ISBN 978-3-7841-2106-2

Caritas in NRW (Hg.)
Brauchen wir Tafeln, Suppenküchen und Kleiderkammern?
Hilfen zwischen Sozialstaat und Barmherzigkeit

2011, 128 Seiten, kartoniert, € 15,80
ISBN 978-3-7841-2029-4


